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Der Bundesminister des Innern 
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Bonn, den 30. Dezember 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erster und zweiter Bericht des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaft- 
lichkeit in der Verwaltung betreffend die Übertragung 
von Aufgaben auf das Bundesverwaltungsamt in Köln 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schmitt- Vockenhau- 
sen, Hansing, Lautenschlager, Wilhelm, Spillecke und 
Genossen 

- Drucksache V/3579 - 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus den Vor- 
schlägen im ersten und zweiten Bericht des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes als Beauftragter für Wirtsdiaftlidikeit in 
der Verwaltung zur Übertragung von Aufgaben auf das Bundes- 
verwaltungsamt in Köln ziehen? 


Einer Reihe von Vorschlägen in den beiden Berichten des Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung wurde 
inzwischen durch Verlagerung der betreffenden Aufgaben auf 
das Bundesverwaltungsamt entsprochen. In einigen Fällen sind 
die Voraussetzungen für eine Übertragung noch nicht erfüllt. 
Im einzelnen stellt sich der Sachstand wie folgt dar: 


1 . 

Erster Bericht — August 1967 — 


1. Ausbildungsangelegenheiten (Abschnitt III. 1) 

Die Ermittlung des Bedarfs an einzustellenden Nachwuchs- 
beamten für Laufbahnen des mittleren und gehobenen Dien- 
stes wurde mit Erlaß des Bundesministers des Innern vom 
17. Januar 1968 auf das Bundesverwaltungsamt übertragen. 
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2. Berufsförderung im Bundesgrenzschutz (Abschnitt III. 2) 

Mit Anordnung des Bundesministers des Innern vom 19. Juli 
1968 über die Übertragung von Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten 
des Bundes (Bundesanzeiger Nr. 134 vom 23. Juli 1968) wur- 
den dem Bundesverwaltungsamt die Entscheidungen über 
Anträge auf Verlängerung der Ausbildung sowie über Wi- 
dersprüche der Antragsteller übertragen. 

3. Kapitalisierung der Übergangsgebührnisse für PoIizeivoU- 
zugsbeamte auf Widerruf (Abschnitt III. 3) 

Es ist beabsichtigt, dem Vorschlag zu folgen und die Ent- 
scheidungen über die Kapitalisierung der Ubergangsgebühr- 
nisse und über Widersprüche dem Bundesverwaltungsamt 
zu überlassen. Die hierzu erforderliche Änderung des § 17 
Abs. 4 Satz 3 des Bundespolizeibeamtengesetzes wird bei 
der nächsten Novellierung des Gesetzes vorgeschlagen wer- 
den. 

4. Fortbildung der Beamten und Angestellten (Abschnitt III. 4) 

In Verbindung mit dem Vorschlag, die Bewirtschaftung der 
bei Kapitel 6002 Titel 262 des Bundeshaushaltsplans veran- 
schlagten Mittel für die dienstliche und staatspolitische Fort- 
bildung der Bundesbediensteten aus dem Bundesministerium 
des Innern zu verlagern, wird zur Zeit noch geprüft, ob diese 
Aufgabe wegen des Sachzusammenhangs nicht zweckmäßi- 
ger von der geplanten Akademie für öffentliche V^erwaltung 
wahrgenommen werden sollte. Die Akademie wird voraus- 
sichtlich im Jahre 1969 errichtet werden. 

5. Ermessenseinbürgerungen (Abschnitt III. 5) 

In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle entscheiden über 
Ermessenseinbürgerungen die Verwaltungsbehörden der 
Länder mit Zustimmung des Bundesministers des Innern. 
Demgegenüber fallen die Einbürgerungen, die das Bundes- 
verwaltungsamt bearbeitet, zahlenmäßig nicht ins Gewicht. 
Ein Verzicht des Bundesministers des Innern auf die ihm vor- 
behaltene Zustimmung in diesen wenigen Fällen würde zu 
keiner spürbaren Entlastung des Ministeriums führen. Es 
erscheint auch nicht sinnvoll, ein geschlossenes Aufgaben- 
gebiet, wie es die Mitwirkung des Bundesministers des In- 
nern in Einbürgerungssachen darstellt, in der vorgeschlage- 
nen Weise aufzuspalten. 

6. Erlaubnis zum Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Abschnitt IIL 6) 

Die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen in der Form des 
Sichtvermerks soll auf das Bundesverwaltungsamt übertra- 
gen werden, sobald die technischen Voraussetzungen für 
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den reibungslosen Informationsdienst zum Auswärtigen Amt 
(Telexanschlüsse, Direktverbindungen) erfüllt sind. Die Vor- 
bereitungen für diese Maßnahmen sind eingeleitet. 

7. Auslünderzentralregister (Abschnitt III. 7) 

Seit der Umstellung des Ausländerzentralregisters auf ma- 
schinelle Datenverarbeitung entscheidet das Bundesverwai- 
tungsamt in eigener Zuständigkeit über die Erteilung von 
Auskünften auf Anfragen ausländischer Missionen nach dem 
Aufenthaltsort von Ausländern. Mit dieser durch Erlaß des 
Bundesministers des Innern vom 4. August 1967 eingeführ- 
ten Regelung ist dem Vorschlag des Bundesbeauftragten 
entsprochen. 

8. Kulturelle Angelegenheiten, Wohlfahrtspflege, Auswande- 
rungswesen (Abschnitt III. 8, III. 9 und III. 10) 

Es wird gegenwärtig geprüft, in welchem Umfang die Be- 
wirtschaftung von Haushaltsmitteln in diesen Bereichen auf 
das Bundesverwaltungsamt übertragen werden kann. Eine 
Aufgabenverlagerung dürfte nicht in Betracht kommen, 
wenn mit der Verplanung der Mittel Entscheidungen von 
politischer Tragweite verbunden sind. 

Ob die Übertragung der Konzessionierung der Auswande- 
rungsunternehmer auf das Bundesverwaltungsamt möglich 
und wirtschaftlich ist, wird gegenwärtig noch untersucht. 

9. Zentralstelle für Verwaltungsaufgaben zur Pflege der kul- 
turellen Auslandsbeziehungen (Abschnitt IV) 

Mit Anordnung des Auswärtigen Amtes vom 16. Septem- 
ber 1967 (Gemeinsames Ministerialblatt Seite 354) wurde 
die „Zentralstelle für das Auslandsschulwesen" beim Bun- 
desverwaltungsamt errichtet und ihm die Zuständigkeit für 
die Durchführung der Maßnahmen übertragen, die sich aus 
der Förderung deutscher Schulen im Ausland sowie der 
Europäischen Schulen ergeben. 


II. 

Zweiter Bericht — Mai 1968 — 


1. Verlagerung von Aufgaben aus dem Bundesminsterium für 
Familie und Jugend (Abschnitt III) 

Der Bundesminister für Familie und vJugend hat in einer 
umfangreichen Stellungnahme darauf hingewiesen, daß er 
wegen der engen Verzahnung der politischen und admini- 
strativen Funktionen seines Hauses den Vorschlägen des 
Bundesbeauftragten nicht folgen kann. Die Abgabe von 
Aufgaben könne nur hinsichtlich unwesentlicher Aufgaben 
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in Erwägung gezogen werden, wobei auch insoweit ein ratio- 
nellerer Verwaltiingsablauf nicht erreichbar sei. Die Vor- 
schläge des Bundesbeaiiltragten bedürfen noch eingehender 
Prüfling durch die Bundesregierung. 

2. Verlagerung von Autgahen aus dem Bundesministerium 
der Justiz (Abschnitt IV) 

Es ist vorgesehen, entsprechend dem Vorschlag des Bundes- 
beauftragten die Aufgaben der Empfangsstelle für Unter- 
haltsansprüche, die im Ausland lebende Berechtigte geltend 
machen, auf das Bundesverwaltungsamt zu übertragen. Die 
dafür erforderliche Änderung des Gesetzes zu dem Überein- 
kommen vom 20. Juni 1956 über die Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen im Ausland vom 26. Februar 1959 
(BGBl. II S. 149) wird vorbereitet werden, sobald mit den 
Ländern geklärt ist, welche örtlichen Behörden bei der 
Durchsetzung der Ansprüche eingeschaltet werden sollen. 

3. Verlagerung von Aufgaben aus dem Auswärtigen Amt 
(Abschnitt V) 

Nach Errichtung der „Zentralstelle für das Auslandsschul- 
wesen" entscheidet das Bundesverw^altungsamt auch über 
Anträge auf Nichtanrechnung von Überstundenvergütungen 
auf den Richtbetrag der Ausgleichszulage für Auslandslehrer 
sowie über Anträge auf Gewährung von Schulleiterzulagen. 

Die Erweiterung der Entscheidungsbefugnisse des Bundes- 
verwaltungsamtes bei der Wiedereinziehung der Zahlun- 
gen nach § 26 des Konsulargesetzes ist entsprechend dem 
Vorschlag des Bundesbeauftragten beabsichtigt. Dies gilt 
auch für die Übertragung der Befugnisse zu Beglaubigungen, 
in FundsachenangelegenheiLen und zur Auskunftserteilung 
über bestimmte Gebiete des ausländischen Rechts. Die erfor- 
derlichen Maßnahmen sind eingeleitet. 

4. Aus- und Fortbildung der Beamten des gehobenen Dienstes, 
insbesondere für eine Abordnung zu internationalen und 
supranationalen Organisationen (Abschnitt VI) 

Die Möglichkeiten der Aus- und Fortbildung von Beamten 
des gehobenen Dienstes für internationale Aufgaben und 
der Bedarf an solchen Dienstkräften werden zur Zeit geprüft. 
Dabei wird erwogen, die Forthildung von Beamten des ge- 
hobenen Dienstes lür internationale Aufgaben wegen des 
Sachzusammenhangs mit den entsprechenden Lehrgängen 
für Angehörige des höheren Dienstes bei der geplanten 
Akademie für öffentliche Verwaltung durchzuführen. 

Was die fremdsprachliche Förderung anbelangt, und zwar 
über den genannten Personenkreis hinaus für die gesamte 
Bundesverwaltung, liegt es nahe, sich des Bundessprachen- 
amtes zu bedienen, das im Geschäftsbereich des Bundes- 
verteidigungsministeriums errichtet werden soll. Wegen 
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der Berücksichtigung des Bedarfs der verschiedenen Ressort- 
bereiche und der Festlegung der organisatorischen Einzel- 
heiten bedarf es noch der Abstimmung zwischen den betei- 
ligten Ressorts. 

Ob und inwieweit das Bundesverwaltungsamt in die Erfas- 
sung und Betreuung des fremdsprachlich auszubildenden 
Personals aus Ressortbereichen außerhalb des Bundesver- 
teidigungsministeriums eingeschaltet werden soll, bedarf 
ebenfalls noch der Klärung. Diese Frage steht nicht nur im 
Zusammenhang mit der Errichtung des Bundessprachenamtes 
sondern auch, soweit es sich um die Fortbildung von Beam- 
ten für internationale Aufgaben handelt, mit den von der 
Akademie für öffentliche Verwaltung zu übernehmenden 
Funktionen. 


In Vertretung 

Gumbel 
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